
 
Antrag 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Vertrauensschutz für hessische Schulen: Kein Plündern der Rücklagen aus den  
Schulbudgets 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 

1. Der Landtag kritisiert das für die hessischen Schulen überraschende Vorgehen, zwei  
Drittel der Schulbudgets der letzten Jahre nicht zu übertragen. Die Landesregierung hatte 
in den vergangenen Jahren den Schulen stets die Möglichkeit gegeben, die Mittel des 
Schulbudgets zu übertragen. Die Schulen in Hessen haben daher darauf vertraut, dass diese 
Praxis weitergeführt wird. 

 
2. Der Landtag stellt fest, dass durch das Nichtübertragen großer Teile der Schulbudgets den 

Schulen in erheblichem Maße Mittelkürzungen entstehen würden und somit vorgesehene 
Ausgaben nicht stattfinden könnten. Dies beträfe unter anderem die Anschaffung digitaler 
Lern- oder Lehrmittel, Reparaturen, Personaleinsatz, Förderangebote, Fortbildung und 
Anschaffungen im Bereich der technischen Ausstattung, die dann nicht mehr stattfinden 
könnten. Das Vorgehen der Landesregierung bedeutet einen erheblichen Einschnitt für die 
Schulen und schadet der Bildungsqualität und Bildungsgerechtigkeit in Hessen. 

 
3. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, ihre Pläne zum Kürzen der Schulbudgets 

durch Nichtübertragung zurück zu nehmen. Stattdessen fordert der Landtag die Landes- 
regierung dazu auf, dafür zu sorgen, dass die Restmittel in voller Höhe auch aus den Jahren 
2022 bis 2024 den Schulen übertragen werden. 

 
 
Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
 
 
Wiesbaden, 18. März 2025 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Mathias Wagner (Taunus) 
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